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G. Ministerium für Wirtschaft, 
Tourismus, Landwirtschaft und Forsten

707
Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen 
zur Förderung von Unternehmen der gewerblichen 
Wirtschaft aus Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe 

„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“

Erl. des MWL vom 30. Juni 2022 - 21-3231002

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

1.1 Zuwendungszweck

Gewerbliche Investitionsvorhaben können durch Zu­
schüsse der Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur (GRW-Zuschüsse) gefördert 
werden, wenn das Land Sachsen-Anhalt ein erhebliches 
regional- und strukturpolitisches Interesse, das sich durch 
die nachfolgenden Regelungen definiert, an deren Um­
setzung hat und die Vorhaben zur Erhöhung der Inno- 
vations- und Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft im Land 
Sachsen-Anhalt sowie zur Bewältigung von Strukturwandel 
und Transformationsprozessen beitragen. Insbesondere 
durch Steigerung der Produktivität von Unternehmen in 
Sachsen-Anhalt, die Schaffung und Sicherung von wettbe­
werbsfähigen Arbeitsplätzen sowie durch die Erweiterung 
und Modernisierung des unternehmerischen Kapitalstocks 
sollen die Förderziele der Erhöhung von Einkommen und 
nachhaltiger Beschäftigung sowie die Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur erreicht werden. Die Anzahl 
der neu geschaffenen Dauerarbeitsplätze, die Anzahl der 
gesicherten und aufgewerteten Dauerarbeitsplätze sowie 
das realisierte Investitionsvolumen sind wichtige Merkmale 
der Zielerreichung.

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung der Zuwendung 
besteht nicht.

1.2 Rechtsgrundlagen

Das Land Sachsen-Anhalt gewährt auf der Grundlage

a) des Artikels 91a des Grundgesetzes für die Bundes­
republik Deutschland,

b) des GRW-Gesetzes vom 6. Oktober 1969 (BGBl. I 
S. 1861), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 13. April 2021 (BGBl. I S. 770), in der jeweils gel­
tenden Fassung,

c) des Koordinierungsrahmens der Gemeinschaftsauf­
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
ab 1. Januar 2022 (Anlage der Bek. des BMWK vom 
17. Dezember 2021, BAnz. AT 10.02.2022 B3) in der 
jeweils geltenden Fassung (im Folgenden: Koordinie­
rungsrahmen),

d) der §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung des 
Landes Sachsen-Anhalt vom 30. April 1991 (GVBl. LSA 
S. 35), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Mai 2021 
(GVBl. LSA S. 286), in der jeweils geltenden Fassung 
sowie der Verwaltungsvorschriften zur Landeshaus­

haltsordnung (VV-LHO, RdErl. des MF vom 1. Februar 
2001, MBI. LSA S. 241, zuletzt geändert durch RdErl. 
vom 21. Dezember 2017, MBI. LSA 2018 S. 211) in der 
jeweils geltenden Fassung und des Zuwendungsrechts­
ergänzungserlasses (RdErl. des MF vom 6. Juni 2016, 
MBI. LSA S. 383, geändert'durch RdErl. vom 25. Juni 
2020, MBI. LSA S. 254) in der jeweils geltenden Fas­
sung,

e) der Leitlinien für Regionalbeihilfen (ABI. C 153 vom 
29.4.2021, S. 1) in der jeweils'geltenden Fassung,

f) der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 
17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit be­
stimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt 
in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union (ABI. L 187 
vom 26. 6. 2014, S. 1, L 283 vom 27. 9. 2014, S, 65), 
zuletzt geändert durch Verordnung (EU) 2021/1237 (ABI. 
L 270 vom 29. 7. 2021, S. 39), in der jeweils geltenden 
Fassung,

g) der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission 
vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Arti­
kel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABI. 
L 352 vom 24. 12. 2013, S. 1), zuletzt geändert durch 
Verordnung,(EU) 2020/972 (ABI, L 215 vom 7.7. 2020, 
S. 3), in der jeweils geltenden Fassung und

h) nach Maßgabe dieser Richtlinien

Zuschüsse für Investitionsvorhaben der gewerblichen Wirt­
schaft einschließlich des Tourismusgewerbes.

Soweit in diesen Richtlinien keine ausdrücklichen Rege­
lungen enthalten sind, ist der Koordinierungsrahmen anzu­
wenden.

2. Gegenstand der Förderung

2.1 Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft

Investitionsvorhaben können mit sachbezogenen oder 
lohnkostenbezogenen Zuschüssen gefördert werden. Der 
Investor hat diesbezüglich ein Wahlrecht.

2.1.1 Zuschüsse können gewährt werden für Investitionen 
in Sachkapital an

a) kleine und mittlere Unternehmen entsprechend der Defi­
nition in Artikel 2 Nr. 2 der Verordnung (EU) Nr, 651/2014
bei:

aa) der Errichtung einer neuen Betriebsstätte im Sinne 
von Teil II Abschn. A Nr. 1.1.1 des Koordinierungs­
rahmens (Errichtungsinvestitionen),

bb) dem Ausbau der Kapazitäten einer bestehenden 
Betriebsstätte (Erweiterungsinvestitionen),

cc) der Diversifizierung der Produktion einer bestehen­
den Betriebsstätte durch dort vorher nicht herge­
stellte Produkte,

dd) der grundlegenden Änderung des gesamten Pro­
duktionsprozesses einer bestehenden Betriebs­
stätte,
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ee) dem Erwerb der Vermögensgegenstände einer Be­
triebsstätte, die geschlossen wurde oder ohne die­
sen Erwerb geschlossen worden wäre oder wenn 
das erwerbende Unternehmen ein kleines oder 
mittleres Unternehmen in der Gründungsphase ist 
und sofern die Vermögenswerte von einem Investor 
erworben werden, der in keiner Beziehung zum 
Verkäufer steht; im Falle kleiner Unternehmen, die 
von Familienmitgliedern ursprünglicher Eigentümer 
oder von ehemaligen Beschäftigten übernommen 
werden, entfällt die Voraussetzung, dass die Ver­
mögenswerte von Dritten, die in keiner Beziehung 
zum Käufer stehen, erworben werden müssen; die 
Übernahme von Unternehmensanteilen gilt nicht 
als Erstinvestition,

ff) Investitionen, die der Modernisierung des Pro­
duktionsprozesses dienen, können mit höchstens 
200 000 Euro Gesamtbetrag innerhalb von drei 
Steuerjahren gefördert werden (Verordnung. (EU) 
Nr. 1407/2013),

b) große Unternehmen bei:

aa) der Errichtung einer neuen Betriebsstätte im Sinne 
von Teil II Abschn. A Nr. 1.1.1 des Koordinierungs­
rahmes (Errichtungsinvestitionen),

bb) der Diversifizierung der Tätigkeit einer Betriebs­
stätte, sofern die neue Tätigkeit nicht dieselbe oder 
eine ähnliche Tätigkeit wie die früher in der Betriebs­
stätte ausgeübte Tätigkeit ist; dieselbe oder eine 
ähnliche Tätigkeit ist eine innerhalb der Klasse (vier­
stelliger numerischer Code) der Statistischen Sys­
tematik der Wirtschaftszweige in der Europäischen 
Union (NACE Rev. 2, Anhang I der Verordnung (EG) 
Nr. 1893/2006 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 20. Dezember 2006 zur Aufstellung 
der statistischen Systematik der Wirtschaftszweige 
NACE Revision 2 und zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 3037/90 des Rates sowie einiger Verord­
nungen der EG über bestimmte Bereiche der Sta­
tistik, ABI. L 393 vom 30.12.2006, S. 1, zuletzt geän­
dert durch Verordnung (EU) 2019/1243, ABI. L 198 
vom 25. 7. 2019, S. 241; vergleiche Definition nach 
Artikel 2 Nr. 50 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014,

cc) dem Erwerb der Vermögensgegenstände einer Be­
triebsstätte die geschlossen wurde oder ohne die­
sen Erwerb geschlossen worden wäre und die neue 
Tätigkeit, die mit den erworbenen Vermögenswerten 
ausgeübt werden soll, nicht dieselbe oder eine ähn­
liche Tätigkeit wie die vor dem Erwerb in der Be­
triebsstätte ausgeübte Tätigkeit ist; Buchstabe a 
Doppelbuchst, ee gilt im Übrigen entsprechend.

2.1.2 Gefördert werden können auch Investitionsvor­
haben, die das Unternehmen in die Lage versetzen, über 
die nationalen und Unionsnormen für den Umweltschutz 
hinauszugehen oder bei Fehlen solcher Normen den Um­
weltschutz zu verbessern (Umweltschutzbeihilfen). Maß­
geblich ist Artikel 36 Abs. 1 bis 3 der Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014. Vorhaben im Sinne von Artikel 36 Abs. 4 der 
Verordnung (EU) Nr. 651/2014 sind nicht förderfähig.

2.1.3 Weiterhin können Investitionsvorhaben von Groß­
unternehmen mit höchstens 200 000 Euro Gesamtbetrag 
innerhalb von drei Steuerjahren gefördert werden (Verord­
nung (EU) Nr. 1407/2013), sofern die in Teil ll Abschn. A

des Koordinierungsrahmens vorgegebenen Förderbedin­
gungen und Verpflichtungen erfüllt sind. Die Förderfähigkeit 
von Investitionsvorhaben bestimmt sich nach Nummer 2.1.1 
Buchst, a bis e.

2.1.4 Für sachkapitalbezogene Zuschüsse sind folgende 
Kosten (ohne Umsatzsteuer) förderfähig:

a) Anschaffungs- und Herstellungskosten der zum Inves­
titionsvorhaben zählenden im abnutzbaren Anlagever­
mögen (Fahrzeuge, Maschinen, Gebäude oder Software 
nach § 247 des Handelsgesetzbuchs, die über die Nut­
zungsdauer planmäßig abgeschrieben werden, soweit 
sie nicht nach Nummer 2.1.5 ausgeschlossen sind) ak­
tivierungsfähigen Wirtschaftsgüter, die einer Betriebs­
stätte im Land Sachsen-Anhalt zugeordnet sind; der Ein­
satz mobiler Wirtschaftsgüter ist innerhalb des Förder­
gebietes im Sinne von Teil II Abschn. A Nr. 2.7.2 Abs. 1 
des Koordinierungsrahmens zulässig;

b) Anschaffungskosten von abschreibungsfähiger und ak­
tivierungspflichtiger Software für kleine und mittlere 
Unternehmen bis zur vollen Höhe und für große Unter­
nehmen bis zu einer Höhe von 50 v. H. der gesamten 
förderfähigen Kosten, wenn sie von Dritten zum Markt­
preis erworben und ausschließlich innerhalb der den 
Zuschuss erhaltenden Betriebsstätte genutzt werden;

c) Anschaffungs- und Herstellungskosten für gemietete 
oder geleaste Wirtschaftsgüter, bei denen das Risiko 
der Instandhaltung der geförderten Wirtschaftsgüter 
beim Mietkäufer oder Leasingnehmer liegt:

aa) der Mietkauf- oder Leasingvertrag über andere Wirt­
schaftsgüter als Grundstücke oder Gebäude muss 
die Form eines Finanzierungsleasings haben und 
vorsehen, dass die geförderten Wirtschaftsgüter 
zum Laufzeitende erworben werden; in diesem Fall 
müssen die gemieteten oder geleasten Wirtschafts­
güter zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses beim 
Antragsteller aktiviert werden;

bb) Miet- und Leasingverträge über Grundstücke und 
Gebäude müssen eine Mindestvertragslaufzeit von 
fünf Jahren nach dem voraussichtlichen Abschluss 
des Investitionsvorhabens haben; die Gewährung 
des Zuschusses ist davon abhängig, dass der Ver­
mieter oder Leasinggeber und der Antragsteller die 
gesamtschuldnerische Haftung für eine eventuelle 
Rückzahlung des Zuschussbetrages übernehmen; 
die gesamtschuldnerische Haftung des Vermieters 
oder Leasinggebers kann entsprechend der Weiter­
gabe des Fördervorteils an den Zuwendungsemp­
fänger reduziert werden;

d) im Falle der Übernahme einer Betriebsstätte die förder­
fähigen Anschaffungskosten der Wirtschaftsgüter des 
Sachanlagevermögens bis zur Höhe des Marktpreises; 
eine frühere Förderung der Wirtschaftsgüter ist ange­
messen zu berücksichtigen; Anschaffungskosten für 
Wirtschaftsgüter, deren Erwerb zuvor bereits gefördert 
wurde, sind nicht förderfähig.

2.1.5 Bei sachkapitalbezogenen Zuschüssen sind folgende 
Kosten nicht förderfähig:

a) die Kosten für den Erwerb oder die Nutzung immate­
rieller Wirtschaftsgüter, ausgenommen Software,

b) die Kosten des Grundstückerwerbs,
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c) Investitionen, die der Ersatzbeschaffung dienen; eine 
Ersatzbeschaffung liegt nicht vor, wenn das neu erwor­
bene oder hergestellte Wirtschaftsgut wegen seiner 
technischen Überlegenheit oder rationelleren Arbeits­
weise für den Betrieb eine wesentlich andere Bedeu­
tung hat als das ausgeschiedene Wirtschaftsgut,

d) die Anschaffungs- und Herstellungskosten für Pkw, 
Kombifahrzeuge, Lkw, Omnibusse, Luftfahrzeuge, Was­
serfahrzeuge und Schienenfahrzeuge sowie sonstige 
Fahrzeuge, die im Straßenverkehr zugelassen sind und 
dem Transport dienen,

e) sämtliche der Energieerzeugung und -Verteilung die­
nenden Anlagen, es sei denn, diese dienen überwiegend 
der Deckung des betrieblichen Eigenbedarfs,

f) gebrauchte Wirtschaftsgüter, es sei denn, ihr Erwerb 
erfolgt im Zuge des Erwerbs einer stillgelegten (eine 
Betriebsstätte ist stillgelegt, wenn jegliche betriebliche 
Tätigkeit in ihr eingestellt ist) oder von Stilllegung 
bedrohten (eine drohende Betriebsstilllegung ist anzu­
nehmen, wenn die Aufgabe des Betriebszwecks unter 
gleichzeitiger Auflösung der Betriebsorganisation auf­
grund eines ernstlichen und endgültigen Willensent­
schlusses des Unternehmers für unbestimmte, nicht 
nur vorübergehende Zeit unmittelbar bevorsteht) Be­
triebsstätte oder das erwerbende Unternehmen ist ein 
kleines oder mittleres Unternehmen in der Gründungs­
phase; förderfähig sind nur gebrauchte Wirtschafts­
güter, die nicht von verbundenen oder sonst wirtschaft­
lich, rechtlich oder personell verflochtenen Unter­
nehmen angeschafft werden und deren Erwerb nicht 
bereits früher gefördert wurde; bei der Festsetzung 
der förderfähigen Kosten ist eine frühere Förderung der 
Wirtschaftsgüter angemessen zu berücksichtigen; im 
Falle kleiner Unternehmen, die von Familienmitgliedern 
ursprünglicher Eigentümer oder von ehemaligen Be­
schäftigten übernommen werden, entfällt die Voraus­
setzung, dass die Vermögenswerte von Dritten, die in 
keiner Beziehung zum Käufer stehen, erworben werden 
müssen; der Erwerb muss zum Zweck des Erhalts der 
Betriebsstätte am bisherigen Standort erfolgen,

g) Beratungsdienstleistungen und Machbarkeitsstudien,

h) „geringwertige Wirtschaftsgüter“ nach § 4 Abs. 3 des 
Einkommensteuergesetzes, es sei denn, diese bilden 
eine Sachgesamtheit (regelmäßig kann von einer 
Sachgesamtheit ausgegangen werden, wenn die ein­
zelnen in dieser Gesamtheit enthaltenen Güter nicht 
einzeln nutzbar sind, nach der Verkehrsanschauung 
eine Einheit bilden, technisch oder wirtschaftlich fest 
miteinander verbunden sind und in einem engen Funk- 
tions- und Nutzungszusammenhang stehen, vergleiche 
Beispiele in § 6 Hinweis H 6.13 des Amtlichen Ein­
kommensteuer-Handbuches 2020 des Bundesminis­
teriums der Finanzen),

I) Wirtschaftsgüter, deren Anschaffung oder Herstellung 
für die Durchführung des Geschäftsbetriebes am Inves­
titionsort nicht erforderlich sind (zum Beispiel Antiqui­
täten, Kunstgegenstände, Richtfeste),

j) gezahlte Baukostenzuschüsse,

k) Finanzierungen jeglicher Art,

l) Versicherungen,

m) Eigenleistungen (Lohn und Material),

n) Umsatzsteuer,

o) auf Rechnungen ausgewiesene Skonti und Rabatte, 
unabhängig von ihrer Inanspruchnahme.

2.1.6 Lohnkostenbezogene Zuschüsse, die für eingestellte 
Personen während eines Zeitraumes von zwei Jahren an­
fallen, können gewährt werden, wenn

a) die zu fördernden Dauerarbeitsplätze an ein Investi­
tionsvorhaben nach Nummer 2.1.1 gebunden sind; ein 
Dauerarbeitsplatz ist investitionsgebunden, wenn er eine 
Tätigkeit betrifft, auf die sich die Investition bezieht, und 
wenn er in den ersten drei Jahren nach Abschluss der 
Investition geschaffen wird; zugrunde gelegt werden 
können lediglich die neu geschaffenen Dauerarbeits­
plätze, die zu einem Nettozuwachs an Beschäftigten im 
Verhältnis zur durchschnittlichen Beschäftigtenzahl in 
den vergangenen zwölf Monaten führen und die für die 
Dauer von fünf Jahren nach Vorhabenende tatsächlich 
besetzt bleiben;

b) die zu fördernden Dauerarbeitsplätze mit Arbeitskräften 
besetzt werden, deren arbeitsvertraglich garantierter 
Bruttolohn mindestens 36 000 Euro und höchstens 
80 000 Euro pro Jahr bei einer 40-Stunden-Arbeits- 
woche beträgt.

Gehälter für Geschäftsführer, Vorstände und geschäftsfüh­
rende Gesellschafter oder Gesellschafter mit einer Betei­
ligung von mindestens 25 v. H. am Stammkapital sind nicht 
förderfähig.

2.1.7 Die Höhe der Gesamtinvestition für ein Vorhaben 
muss mindestens 30 000 Euro betragen.

2.2 Kooperationsnetzwerke gemäß Teil II Abschn.B Nr.4.3 
des Koordinierungsrahmens

Förderfähige Kosten von Kooperationsnetzwerken sind 
nur beim Träger des Netzwerkes anfallende Ausgaben zum 
Aufbau überbetrieblicher Strukturen und zur Durchführung 
des Netzwerkmanagements:

a) Personalkosten,

b) Miete und Nebenkosten einschließlich Strom,

c) Kosten für Büroausstattung, Bürokommunikation und 
Büromaterial,

d) Leistungen Dritter im Zusammenhang mit Veranstal­
tungen und Projekten.

Betriebliche Aufwendungen von beteiligten Unternehmen 
sind nicht förderfähig. Ausgaben, die mit einem Rechnungs­
betrag von weniger als 100 Euro brutto unterlegt sind, wer­
den nicht berücksichtigt.

2.3 Innovationscluster gemäß Teil II Abschn. B Nr. 4.4 des 
Koordinierungsrahmens

Förderfähig sind beim Träger des Clusters anfallende 
Kosten für Investitionen in materielle und immaterielle 
Vermögenswerte für den Auf- und Ausbau des Innovations­
clusters sowie Kosten für Personal und Verwaltung ein­
schließlich Gemeinkosten (Betriebskosten). Betriebskosten
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können geltend gemacht werden, wenn sie für folgende 
Aktivitäten und Maßnahmen anfallen:

a) die Betreuung des Innovationsclusters zwecks Er­
leichterung der Zusammenarbeit, des Informationsaus­
tausches und der Erbringung und Weiterleitung von 
spezialisierten und maßgeschneiderten Unterstützungs- 
leistungen für Unternehmen,

b) Werbemaßnahmen, die darauf abzielen, neue Unter­
nehmen oder Einrichtungen zur Beteiligung am Innova­
tionscluster zu bewegen und die Sichtbarkeit des Inno­
vationsclusters zu erhöhen,

c) die Verwaltung der Einrichtungen des Innovationsclus­
ters, die Organisation von Aus- und Weiterbildungsmaß­
nahmen. Workshops und Konferenzen zur Förderung 
des Wissensaustausches, die Vernetzung und transna­
tionale Zusammenarbeit.

Betriebliche Aufwendungen von beteiligten Unternehmen 
sind nicht förderfähig. Ausgaben, die mit einem Rechnungs­
betrag von weniger als 100 Euro brutto unterlegt sind, wer­
den nicht berücksichtigt.

3. Zuwendungsempfänger

3.1 Förderadressaten

Zuwendungsempfänger können Unternehmen der ge­
werblichen Wirtschaft einschließlich des Tourismusgewer­
bes für Investitionen in Betriebsstätten in Sachsen-Anhalt 
sowie Kooperationsnetzwerke und Innovationscluster nach 
Maßgabe der folgenden Nummern 3.1.1 bis 3.1.4 sein.

3.1.1 Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft

Gefördert werden Investitionen in Betriebsstätten in 
Sachsen-Anhalt von Unternehmen der gewerblichen Wirt­
schaft, deren Umsatz überwiegend (zu mehr als 50 v. H.) 
aus einer Tätigkeit gemäß der Positivliste (Anlage) erzielt 
wird oder deren überregionaler Absatz im Einzelfall nach­
gewiesen wird. Die branchenmäßige Einordnung des 
Unternehmens erfolgt anhand der statistischen Systematik 
der Wirtschaftszweige in der Europäischen Union (NAGE 
Rev. 2). Auf Verlangen der Bewilligungsstelle hat der An­
tragsteller die Branchenzuordnung nachvollziehbar zu 
belegen.

Im Einzelfall kann ein Investitionsvorhaben, auch wenn 
keine überwiegende Tätigkeit nach der Positivliste (Anlage) 
vorliegt, gefördert werden, falls die in der Betriebsstätte 
hergestellten Güter oder erbrachten Dienstleistungen tat­
sächlich überwiegend überregional abgesetzt werden, 
wofür die Lage des Ortes der Lieferung in einem Radius 
von über 50 Kilometern gemessen von der Betriebsstätte 
maßgeblich ist, und dadurch das Gesamteinkommen in 
dem jeweiligen Wirtschaftsraum unmittelbar und auf Dauer 
nicht nur unwesentlich erhöht wird oder dies aufgrund einer 
begründeten Prognose des Antragstellers zu erwarten ist. 
Den überwiegend überregionalen Absatz hat das antrag­
stellende Unternehmen der Bewilligungsstelle vor der Be­
willigungsentscheidung oder im Fall der Prognoseentschei­
dung innerhalb einer Frist von höchstens drei Jahren nach 
Abschluss des Investitionsvorhabens und bis zum Ende 
der Zweckbindungsfrist nachzuweisen.

3.1.2 Tourismusgewerbe

Für den Bereich des Tourismus kommt eine Förderung 
nur in Betracht, wenn das Vorhaben im besondere Landes­
interesse steht und mit dem Vorhaben grundsätzlich die 
Herstellung der Barrierefreiheit im touristischen Angebot 
unterstützt wird. Zur Überprüfung des Landesinteresses 
reicht der Antragsteller eine qualifizierte Begründung ein.

3.1.3 Kooperationsnetzwerke

Gefördert werden unternehmensgetriebene, mindestens 
in Sachsen-Anhalt überregional aufgestellte Zusammen­
schlüsse oder Vereinigungen von mindestens drei Part­
nern, davon mindestens ein Unternehmen der gewerb­
lichen Wirtschaft sowie wirtschaftsnahe Einrichtungen und 
sonstige regionale Akteure mit dem Ziel, Kooperations­
netzwerke aufzubauen und umzusetzen (Träger). Der 
diskriminierungsfreie Zugang von weiteren Partnern ist 
sicherzustellen.

Träger des Kooperationsnetzwerkes und Antragsteller 
kann nur eine juristische Person des Privatrechts sein.

Durch Kooperationsnetzwerke kann die regionale und 
überregionale Zusammenarbeit zwischen Unternehmen 
und wirtschaftsnahen Einrichtungen zielgerichtet unter­
stützt werden. Eine intensivere Zusammenarbeit zwischen 
den verschiedenen Akteuren soll die vorhandenen Poten­
tiale stärken und die Wettbewerbsfähigkeit der Region er­
höhen. Ziele sind insbesondere:

a) gemeinsame Initiativen zur Verbesserung der Zusam­
menarbeit zwischen Unternehmen, Einrichtungen und 
regionalen Akteuren anzustoßen,

b) Informationsnetzwerke zwischen Unternehmen aufzu­
bauen,

c) die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen, vor allem 
der kleinen und mittleren Unternehmen, zu verbessern.

3.1.4 Innovationscluster

Gefördert werden juristische Personen des Privatrechts, 
die Innovationscluster als Träger betreiben (Clusterorgani­
sation). Träger sind Zusammenschlüsse oder Vereinigun­
gen von mindestens drei Partnern, davon ein Unternehmen 
der gewerblichen Wirtschaft sowie zum Beispiel For­
schungseinrichtungen, Hochschulen, Applikations-, Inno- 
vations-, Gründerzentren sowie sonstige regionale Akteure 
mit dem Ziel, Innovationscluster zu entwickeln oder weiter­
zuentwickeln. Der diskriminierungsfreie Zugang von weite­
ren Partnern ist sicherzustellen.

Durch Innovationscluster kann die regionale und über­
regionale Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und 
wirtschaftsnahen Einrichtungen zielgerichtet unterstützt 
werden, um die Innovationsfähigkeit der Beteiligten anzu­
regen. Eine intensivere Zusammenarbeit zwischen den 
verschiedenen Akteuren soll die vorhandenen Potentiale 
stärken und die Wettbewerbsfähigkeit der Region erhöhen. 
Ziele sind insbesondere:

a) gemeinsame Initiativen zur Verbesserung der Zusam­
menarbeit zwischen Unternehmen (vor allem kleine und 
mittlere Unternehmen), Einrichtungen für Forschung
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und Wissensverbreitung, gemeinnützige Einrichtungen 
sowie andere miteinander verbundene Wirtschaftsbe­
teiligte anzustoßen,

b) Informationsnetzwerke zwischen Unternehmen, Hoch­
schulen und Forschungseinrichtungen und anderen 
Beteiligten des Innovationsclusters aufzubauen,

c) den Technologietransfer zwischen Unternehmen und 
wirtschaftsnahen Einrichtungen auszubauen,

d) externes Wissen in den Innovationsprozess der Unter­
nehmen einzubinden,

e) den Zugang zu Know-how anderer Unternehmen zu 
erleichtern,

f) durch die gemeinsame Nutzung von Anlagen und sons­
tigen technischen Ressourcen die Innovationstätigkeit 
anzuregen.

Für die Einstufung als Innovationscluster können weitere
Anforderungen festgelegt werden.

3.2 Ausschluss von der Förderung

3.2.1 Von der Förderung sind Betriebsstätten ausgeschlos­
sen, die folgenden Branchen zuzuordnen sind:

a) Land- und Forstwirtschaft, Aquakultur, Fischerei, so­
weit nicht Verarbeitung oder Vermarktung,

b) Herstellung von Biodiesel, Bio- und Grüngas, Bioetha­
nol, sonstigen Ersatzkraft- oder -brennstoffen,

c) Eisen- und Stahlindustrie gemäß Artikel 2 Nr. 43 der 
Verordnung (EU) Nr. 651/2014,

d) Bergbau, Abbau von Sand, Kies, Ton, Steinen und ver­
gleichbare Zweige der Urproduktion,

e) Asphalt-, Betonmischanlagen sowie Herstellung von 
Asphalt und Transportbeton,

f) Abfallwirtschaft und Recycling, sofern nicht neue höher­
wertige Produkte hergestellt werden, der Verfahrens­
prozess förderfähig ist und der überwiegende Umsatz 
aus dem Verkauf dieser höherwertigen neuen Erzeug­
nisse erzielt wird,

g) Altreifenrecycling,

h) Erzeugung und Verteilung von Energie, Energieversor­
gung, Energieinfrastrukturen und Wasserversorgung, 
außer Kraftwerke und Wasserversorgungsanlagen, die 
überwiegend dem betrieblichen Eigenbedarf dienen 
(vergleiche Artikel 13 Abs. 1 Buchst, a der Verordnung 
(EU) Nr. 651/2014 in Verbindung mit Artikel 2 Nr. 130 
der Verordnung (EU) Nr. 651/2014),

i) Baugewerbe mit Ausnahme der in der Positivliste (An­
lage) aufgeführten Bereiche,

j) Einzelhandel, soweit nicht Versandhandel,

k) Transport- und Lagergewerbe,

l) Reparaturen und Instandhaltungsdienstleistungen.

m) Krankenhäuser, Kliniken, Sanatorien oder ähnliche Ein­
richtungen sowie Labordienstleistungen, die aufgrund 
gesetzlicher Vorschriften sowie im Auftrag der öffent­
lichen Hand durchgeführt werden,

n) Flughäfen,

o) Unternehmen mit Haupttätigkeit nach Abschnitt K 
„Erbringung von Finanz- und Versicherungsdienstleis­
tungen“ der Statistischen Systematik der Wirtschafts­
zweige in der Europäischen Union (NAGE Rev, 2),

p) Unternehmen mit Haupttätigkeit nach Abschnitt M 
Klasse 70.22 „Unternehmensberatung“ (außer techni­
sche Unternehmensberatung) der NAGE Rev. 2,

q) Zeitungsverlage sowie Fernseh- und Rundfunksender 
und,

r) Freiberufler und Gewerbebetriebe mit Tätigkeiten nach 
§ 18 des Einkommensteuergesetzes, unabhängig von 
ihrer Rechtsform.

3.2.2 Unternehmen, an denen die öffentliche Hand direkt 
oder indirekt zu 25 v. H. oder mehr beteiligt ist, sind von 
der Förderung ausgeschlossen.

3.2.3 Unternehmen in Schwierigkeiten gemäß Artikel 2 
Nr. 18 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 können nicht 
gefördert werden, es sei denn die Förderung erfolgt zur 
Bewältigung der Folgen von Naturkatastrophen.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Vorhabenbeginn

Förderanträge müssen vor Beginn der Arbeiten für das 
Investitionsvorhaben gestellt werden.

Beginn der Arbeiten für das Investitionsvorhaben ist 
entweder

a) der Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden 
Lieferungs- und Leistungsvertrages oder

b) der Beginn der Bauarbeiten für die Investition oder

c) die erste rechtsverbindliche Verpflichtung zur Bestellung 
von Ausrüstung oder

d) eine andere Verpflichtung, die die Investition unum­
kehrbar macht.

Der früheste der vorgenannten Zeitpunkte ist maßgebend. 
Der Kauf von Grundstücken sowie Vorarbeiten wie die 
Einholung von Genehmigungen und die Erstellung vorläu­
figer Durchführbarkeitsstudien gelten nicht als Beginn der 
Arbeiten für das Investitionsvorhaben. Bei Baumaßnahmen 
gelten die Planung nach den Leistungsphasen 1 bis 6 der 
Honorarordnung für Architekten und Ingenieure und Boden­
untersuchung nicht als Beginn der Arbeiten. Bei der Über­
nahme ist der Beginn der Arbeiten für das Investitionsvor­
haben der Zeitpunkt des Erwerbs der unmittelbar mit der 
erworbenen Betriebsstätte verbundenen Vermögenswerte.

4.2 Besondere Anstrengungen

4.2.1 Ein Investitionsvorhaben kann gefördert werden, 
wenn es geeignet ist, durch Schaffung von zusätzlichen 
Einkommensquellen das Gesamteinkommen in dem je­
weiligen Wirtschaftsraum unmittelbar und auf Dauer nicht 
unwesentlich zu erhöhen (Primäreffekt). Dies ist in der 
Regel gegeben, wenn die Voraussetzungen nach Num­
mer 3.1.1 vorliegen.
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4.2.2 Für eine Förderung kommt ein Investitionsvorhaben 
nur in Betracht, wenn

a) der Investitionsbetrag, bezogen auf ein Jahr zum Zeit­
punkt der Antragstellung, die durchschnittlich verdienten 
Abschreibungen der letzten drei Jahre - ohne Berück­
sichtigung der Sonderabschreibungen - um mindestens 
50 v. H. übersteigt oder

b) die Zahl der bei Antragstellung in der zu fördernden 
Betriebsstätte bestehenden Dauerarbeitsplätze um min­
destens 10 v. H. erhöht wird.

4.2.3 Diese Voraussetzungen gelten als erfüllt, bei

a) Investitionen eines bisher nicht ansässigen Unterneh­
mens in der Gemeinde,

b) Investitionen eines ansässigen Unternehmens in eine 
Diversifizierung seiner Tätigkeit, die gegeben ist, wenn 
es sich bei der neuen Tätigkeit im Verhältnis zu der 
bisher ausgeübten Tätigkeit nicht um dieselbe oder 
ähnliche Tätigkeit im Sinne von Artikel 2 Nr. 50 der 
Verordnung (EU) Nr. 651/2014 handelt, wobei es dabei 
unerheblich ist, ob die neue Tätigkeit des ansässigen 
Unternehmens in einer bestehenden oder einer neuen 
Betriebsstätte ausgeübt wird,

c) Investitionen zur Errichtung einer neuen Betriebsstätte 
(Errichtungsinvestitionen), sofern die Gesamtzahl der 
in den übrigen Betriebsstätten der Gemeinde zum Zeit­
punkt der Antragstellung bestehenden Arbeitsplätze 
mindestens für die Dauer des Überwachungszeitraumes 
erhalten werden, oder

d) Investitionen zum Erwerb der Vermögenswerte einer 
Betriebsstätte, die geschlossen wurde oder ohne diesen 
Erwerb geschlossen worden wäre.

4.2.4 Darüber hinaus müssen bei großen Unternehmen 
die förderfähigen Kosten bei der Förderung von Investi­
tionen für die Diversifizierung der Produktion einer beste­
henden Betriebsstätte mindestens 200 v. H. über dem 
Buchwert liegen, der in dem Geschäftsjahr vor Beginn der 
Arbeiten für die wiederverwendeten Vermögenswerte ver­
bucht wurde.

4.3 Ein angemessener beihilfefreier Eigenbeitrag des 
Investors am Investitionsvorhaben (mindestens 25 v. H. der 
förderfähigen Ausgaben) ist Voraussetzung für eine För­
derung.

4.4 Bei Verlagerungsinvestitionen innerhalb von Sachsen- 
Anhalt werden nur die am neuen Standort zusätz­
lich geschaffenen Dauerarbeitsplätze berücksichtigt. Bei 
der Betrachtung sind grundsätzlich alle Betriebsstätten 
in Sachsen-Anhalt aufzunehmen. Eine Förderung kommt 
nur in Betracht, wenn sich durch die Verlagerung keine 
Schlechterstellung der Arbeitnehmer' in der Entlohnung 
ergibt.

4.5 Erweiterungseffekte aufgrund von Ausgründungstat­
beständen werden nur angerechnet, soweit in der Gesamt­
betrachtung des abgebenden und des aufnehmenden Be­
reichs tatsächlich ein Zuwachs von Dauerarbeitsplätzen 
erreicht wird. Nur die zusätzlich geschaffenen Dauerar­
beitsplätze werden bei der Ermittlung des förderfähigen 
Investitionsvolumens berücksichtigt. Nummer 4.4 Satz 2 
und 3 gilt entsprechend.

4.6 Das touristische Investitionsvorhaben muss im Sinne 
des Masterplan Tourismus 2027 grundsätzlich eine Quali­
tätssteigerung und Herstellung der Barrierefreiheit unter­
stützen. Der Nachweis hierfür kann durch die Erlangung 
und Vorlage eines am Markt akzeptierten Qualitätszertifi­
kates erfolgen.

4.7 Bei Lohnkostenzuschüssen muss zusätzlich der über­
wiegende Teil der neu geschaffenen Arbeitsplätze eines 
der folgenden Kriterien erfüllen:

a) Arbeitsplätze mit überdurchschnittlicher Qualifikations­
anforderung,

b) Arbeitsplätze mit besonders hoher Wertschöpfung oder

c) Arbeitsplätze in einem Bereich mit besonders hohem 
Innovationspotenzial.

Die dem Lohnkostenzuschuss zugrunde gelegten Arbeits­
plätze müssen mindestens fünf Jahre besetzt bleiben.

4.8 Die Förderung von gesicherten Dauerarbeitsplätzen ist 
nur möglich soweit die Arbeitsplätze nicht noch im Zusam­
menhang mit einer früheren GRW-Förderung besetzt sein 
müssen.

4.9 Besondere Zuwendungsvoraussetzungen für Koope­
rationsnetzwerke und Innovationscluster

4.9.1 Mit dem Antrag ist ein inhaltliches Konzept zur Auf­
gabenstellung und zu den Zielsetzungen des Koopera­
tionsnetzwerkes oder des Innovationsclusters sowie ein 
nachvollziehbares Finanzkonzept für den jeweiligen För­
derzeitraum vorzulegen. Dabei ist eine nachhaltige Ent­
wicklung anzustreben, die nach Beendigung der Förderung 
mit einer Eigenfinanzierung darstellbar ist. Der Träger von 
Kooperationsnetzwerken muss angemessene finanzielle 
Beiträge von den Partnern, insbesondere von den einge­
bundenen Unternehmen erhalten. Bei länderübergreifen- 
den Vorhaben ist daraufzu achten, dass die Projekte inner­
halb der Länder abgestimmt sind. Bei neuen Vorhaben ist 
insbesondere die Abgrenzung zu Konkurrenz- und Paral­
lelinitiativen sicherzustellen. Vorförderungen für das Ko­
operationsnetzwerk oder das Innovationscluster werden 
jeweils angerechnet.

4.9.2 Die Räumlichkeiten und Anlagen des Innovations­
clusters müssen mehreren Nutzern zu transparenten und 
diskriminierungsfreien Bedingungen offenstehen.

4.9.3 Der Zugang zu den Tätigkeiten des Kooperations­
netzwerkes oder des Innovationsclusters muss zu transpa­
renten und diskriminierungsfreien Bedingungen gewährt 
werden.

4.9.4 Der diskriminierungsfreie Zugang weiterer Partner 
zum Kooperationsnetzwerk ist sicherzustellen.

4.9.5 Die am Innovationscluster beteiligten Unternehmen 
und Nutzer zahlen Entgelte für die Nutzung der Anlagen 
und die Beteiligung an Tätigkeiten des (nnovationsclusters. 
Diese müssen dem Marktpreis entsprechen oder die Kos­
ten (einschließlich des Zuwendungsbetrages) widerspie­
geln.

4.9.6 Vorrangig sollen die Kooperationsnetzwerke oder 
die Innovationscluster folgenden innovationsorientierten 
Spezialisierungs- und Querschnittsfeldern zuzuordnen sein:
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a) industrielle Produktion und Systeme,

b) nachhaltige und intelligente Mobilität und Logistik,

c) gesundes Leben und Gesundheitswirtschaft,

d) nachhaltige Energie- und Ressourcenverwendung,

e) Informations- und Kommunikationstechnologien,

f) Kreativwirtschaft,

g) produktionsnahe Dienstleistungen.

4.10 Umweltschutzbeihilfen

Förderfähig sind die Investitionsmehrkosten, die erfor­
derlich sind, um über das in den Unionsnormen oder na­
tionalen Normen vorgeschriebene Umweltschutzniveau 
hinauszugehen oder bei Fehlen solcher Normen den Um­
weltschutz zu verbessern. Die förderfähigen Kosten werden 
wie nachstehend ermittelt.

4.10.1 Wenn bei den Gesamtinvestitionskosten die Kosten 
einer Investition in den Umweltschutz als getrennte Inves­
tition ermittelt werden können, dann sind diese umwelt­
schutzbezogenen Kosten die förderfähigen Kosten.

4.10.2 In allen anderen Fällen werden die Kosten einer 
Investition in den Umweltschutz anhand eines Vergleichs 
mit einer ähnlichen weniger umweltfreundlichen Investition, 
die ohne Förderung durchaus hätte durchgeführt werden 
können, ermittelt. Die Differenz zwischen den Kosten dieser 
beiden Investitionen sind die umweltschutzbezogenen Kos­
ten und somit förderfähigen Kosten.

Nicht direkt mit der Verbesserung des Umweltschutzes 
zusammenhängende Kosten sind nicht förderfähig.

5. Art, Umfang und Höhe der Förderung

5.1 Zuwendungsart

Die Zuwendung erfolgt als Projektförderung.

5.2 Finanzierungsart und Form der Zuwendung

Die Zuwendung wird als Anteilsfinanzierung in Form 
eines nicht rückzahlbaren Zuschusses gewährt.

5.3 Fördersätze

5.3.1 Kleine und mittlere Unternehmen

5.3.1 i1 Ansiedlungen im Sinne von Nummer 2.1.1 Buchst, a 
Doppelbuchst, aa und der Erwerb nach Nummer 2.1.1 
Buchst, a Doppelbuchst, ee können mit einem Zuschuss 
bis zur Höhe des höchstens zulässigen Fördersatzes ge­
fördert werden. Dieser beträgt

a) im Landkreis Mansfeld-Südharz

aa) für kleine Unternehmen nach Anhang I Art. 2 Nr. 2 
der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 40 v. H. und

bb) für mittlere Unternehmen nach Anhang’ I Art. 2 
Nr. der Verordnung (EU) Nr. 651/2014, die nicht die 
Voraussetzungen von Artikel 2 Nr. 2 und 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 651/2014 erfüllen, 30 v. H.,

b) in den Landkreisen Altmarkkreis, Burgenlandkreis, An­
halt-Bitterfeld, Börde, Jerichower Land, Harz, Salzwe­
del, Salzlandkreis, Stendal und Wittenberg sowie in den 
kreisfreien Städten Dessau-Roßlau und Halle (Saale) 
ohne ausgewiesene Gebiete in den Wohngebieten 
Heide-Nord, Südstadt, Silberhöhe,

aa) für kleine Unternehmen nach Anhang I Art. 2 Nr. 2 
der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 35 v. H. und

bb) für mittlere Unternehmen nach Anhang I Art. 2 
Nr. 1 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014, die nicht 
die Voraussetzungen von Artikel 2 Nr. 2 und 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 651/2014 erfüllen, 25 v. H..

c) in der kreisfreien Stadt Magdeburg ohne die statistischen 
Bezirke 102 Danziger Dorf, 121 NF West, 123 Birken­
weiler und 181 Junkerssiedlung sowie ausgewiesene 
Gebiete in den statistischen Bezirken 124 Meseberger 
Weg/Milchweg und 182 Schäferbrunnen und im Land­
kreis Saalekreis

aa) für kleine Unternehmen nach Anhang I Art. 2 Nr. 2 
der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 30 v. H. und

bb) für mittlere Unternehmen nach Anhang I Art. 2 
Nr, 1 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014, die nicht 
die Voraussetzungen von Artikel 2 Nr. 2 und 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 651/2014 erfüllen, 20 v. H.

Bemessungsgrundlage sind die nach diesen Richtlinien 
förderfähigen Kosten.

5.3.1.2 Investitionsvorhaben, die keine Ansiedlung im Sinne 
von Nummer 2.1.1 Buchst, a Doppelbuchst, aa und kein 
Erwerb nach Nummer 2.1.1 Buchst, a Doppelbuchst, ee 
sind, erhalten nur dann einen Zuschuss bis zur Höhe 
des höchstens zulässigen Fördersatzes, wenn den in der 
Betriebsstätte beschäftigten Arbeitnehmern tarifliche oder 
branchenspezifische tarifgleiche Löhne gezahlt werden. 
Den Nachweis für die Tarifbindung hat der Antragsteller zu 
erbringen. Als Nachweis für tarifgleiche Vergütung des 
Unternehmens ist eine vergleichende Gegenüberstellung 
der tatsächlichen bezahlten Löhne mit der hypothetischen 
Vergütung bei Geltung des maßgebenden Tarifvertrages 
für jeden einzelnen Mitarbeiter erforderlich, die durch eine 
schriftliche Bestätigung eines Steuerberaters oder Wirt­
schaftsprüfers ersetzt werden kann. Die tarifgemäße oder 
tarifgleiche Bezahlung der Unternehmensmitarbeiter muss 
während der gesamten Zweckbindungs- und Überwa­
chungsfrist erfolgen.

Werden keine tariflichen oder tarifgleichen Löhne ge­
zahlt, beträgt der Fördersatz höchstens

a) im Landkreis Mansfeld-Südharz

aa) für kleine Unternehmen nach Anhang I Art. 2 Nr. 2 
der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 35 v. H. und

bb) für mittlere Unternehmen nach Anhang I Art. 2 
Nr. 1 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014, die nicht 
die Voraussetzungen von Artikel 2 Nr. 2 und 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 651/2014 erfüllen, 25 v. H.,

b) in den Landkreisen Altmarkkreis, Burgenlandkreis, 
Anhalt-Bitterfeld, Börde, Jerichower Land, Harz, Salz­
wedel, Salzlandkreis, Stendal und Wittenberg sowie in 
den kreisfreien Städten Dessau-Roßlau und Halle 
(Saale) ohne ausgewiesene Gebiete in den Wohngebie­
ten Heide-Nord, Südstadt, Silberhöhe
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aa) für kleine Unternehmen nach Anhang I Art. 2 Nr. 2 
der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 30 v. H. und

bb) für mittlere Unternehmen nach Anhang I Art. 2 
Nr. 1 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014, die nicht 
die Voraussetzungen von Artikel 2 Nr. 2 und 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 651/2014 erfüllen, 20 v. H.,

c) in der kreisfreien Stadt Magdeburg ohne die statistischen 
Bezirke 102 Danziger Dorf, 121 NF West, 123 Birken­
weiler und 181 Junkerssiedlung sowie ausgewiesene 
Gebiete in den statistischen Bezirken 124 Meseberger 
Weg/Milchweg und 182 Schäferbrunnen und im Land­
kreis Saalekreis

aa) für kleine Unternehmen nach Anhang I Art. 2 Nr. 2 
der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 25 v. H. und

bb) für mittlere Unternehmen nach Anhang I Art. 2 
Nr. 1 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014, die nicht 
die Voraussetzungen von Artikel 2 Nr. 2 und 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 651/2014 erfüllen, 15 v. H.

5.3.1.3 Für kleine und mittlere Unternehmen ist die Höhe 
des Zuschusses auf eine Bemessungsgrundlage von 
50 Millionen Euro begrenzt.

5.3.2 Fördersätze große Unternehmen

Investitionsvorhaben von großen Unternehmen gemäß 
Artikel 2 Nr. 24 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 erhalten 
nur dann einen Zuschuss, wenn den in der Betriebsstätte 
beschäftigten Arbeitnehmern tarifliche oder branchenspe­
zifische tarifgleiche Löhne gezahlt werden. Den Nachweis 
für die Tarifbindung hat der Antragsteller zu erbringen. Als 
Nachweis für tarifgleiche Vergütung des Unternehmens ist 
eine vergleichende Gegenüberstellung der tatsächlichen 
bezahlten Löhne mit der hypothetischen Vergütung bei 
Geltung des maßgebenden Tarifvertrages für jeden einzel­
nen Mitarbeiter erforderlich, die durch eine schriftliche 
Bestätigung eines Steuerberaters oder Wirtschaftsprüfers 
ersetzt werden kann. Die tarifgemäße Bezahlung der Unter­
nehmensmitarbeiter muss während der gesamten Zweck- 
bindungs- und Überwachungsfrist erfolgen.

Der Zuschuss kann bis zur Höhe des zulässigen Förder­
satzes von

a) im Landkreis Mansfeld-Südharz höchstens 20 v. H.,

b) in den Landkreisen Altmarkkreis, Burgenlandkreis, 
Anhalt-Bitterfeld, Börde, Jerichower Land, Harz, Salz­
wedei, Salzlandkreis, Stendal und Wittenberg sowie 
in den kreisfreien Städten Dessau-Roßlau und Halle 
(Saale) ohne ausgewiesene Gebiete in den Wohngebieten 
Heide-Nord, Südstadt, Silberhöhe höchstens 15 v. H.,

c) in der kreisfreien Stadt Magdeburg ohne die statistischen 
Bezirke 102 Danziger Dorf, 121 NF West, 123 Birken­
weiler und 181 Junkerssiedlung sowie ausgewiesene 
Gebiete in den statistischen Bezirken 124 Meseberger 
Weg/Milchweg und 182 Schäferbrunnen und im Land­
kreis Saalekreis höchstens 10 v. H.

gewährt werden. Bemessungsgrundlage sind die nach 
diesen Richtlinien förderfähigen Kosten. Für große Inves­
titionsvorhaben (über 50 Millionen Euro förderfähige Inves­
titionskosten) gilt ein angepasster Förderhöchstsatz, der 
gemäß Artikel 2 Nr. 20 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014

berechnet wird. Die Höhe des Zuschusses ist auf eine 
Bemessungsgrundlage von 100 Millionen Euro begrenzt.

5.3.3 Betriebsstätten mit mehr als 20 v. H. Leiharbeitern 
erhalten keine Förderung. Bei Betriebsstätten mit mehr als 
10 v, H. Leiharbeitern wird die Förderung halbiert. Diese 
Grenzen sind während des gesamten Zweckbindungs­
zeitraumes maßgeblich. Abweichungen sind jährlich in 
einem Zeitraum von bis zu drei Monaten möglich. Für 
Errichtungsinvestitionen gemäß Nummer 2.1.1 Buchst, a 
Doppelbuchst, aa sowie Nummer 2.1.1 Buchst, b Doppel­
buchst. äa gilt Satz 1 und Satz 2, bezogen auf alle be­
reits bestehenden Betriebsstätten des Unternehmens in 
derselben Gemeinde, entsprechend.

5.3.4 Kooperationsnetzwerke

Die Zuwendung wird als De-minimis-Förderung gemäß 
der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 gewährt. Der Förder­
satz kann bis zu 75 v. H. der förderfähigen Ausgaben betra­
gen.

Wirtschaftszweige gemäß Artikel 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 1407/2013 sind von der Förderung ausgeschlossen. 
Sämtliche einem Träger gewährte „De-minimis“-Beihilfen 
dürfen in einem Zeitraum von drei Steuerjahren den Ge­
samtbetrag von 200 000 Euro (100 000 Euro bei Unterneh­
men im Straßengüterverkehrssektor) nicht übersteigen. 
Dies gilt entsprechend auch für jeden einzelnen Netzwerk­
partner. Der Zuwendungsempfänger ist hinsichtlich dieses 
Höchstbetrages zur Offenlegung aller „De-minimis“-Bei- 
hilfen dieses Zeitraumes verpflichtet. Über die Höhe der 
gewährten Beihilfe wird dem Zuwendungsempfänger eine 
„De-jninimis“-Bescheinigung ausgestellt.

5.3.5 Innovationscluster

Die Förderung von Innovationsclustern beträgt

a) bei Investitionskosten bis zu 55 v. H.,

b) bei Kosten für Personal und Verwaltung einschließlich 
der Gemeinkosten bis zu 50 v. H. der förderfähigen Ge­
meinkosten.

5.3.6 Umweltschutzbeihilfe

Die Förderintensität der für das insgesamt umweltschutz­
bezogene Investitionsvorhaben oder den umweltschutz­
bezogenen Teil des Investitionsvorhabens aus Mitteln 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ und aus anderen öffentlichen Mitteln 
gewährten Förderungen darf 45 v. H. der förderfähigen Kos­
ten gemäß Teil II Abschn. A Nr. 2.4 Abs. 3 Unterabs. 4 des 
Koordinierungsrahmens nicht übersteigen. Nummer 5.4.2 
gilt insoweit nicht. Es gilt hier die Schwelle von Artikel 4 
Abs. 1 Buchst, s der Verordnung (EU) Nr. 651/2014.

5.4 Höhe der förderfähigen Kosten

5.4.1 Kosten im Sinne dieser Richtlinien sind Ausgaben 
im Sinne der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zu­
wendungen zur Projektförderung (ANBest-R Anlage 2 der 
VV Nr. 5.1 zu § 44 LHO).
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5.4.2 Die Höhe der förderfähigen Kosten beträgt höchstens 
750 000 Euro je neu geschaffenen Dauerarbeitsplatz in ent­
sprechender Anwendung der Nummer 4.4 sowie höchs­
tens 500 000 Euro je gesicherten Dauerarbeitsplatz, der 
mit einem betriebsangehörigen Beschäftigten besetzt ist. 
Geringfügig Beschäftigte mit einem monatlichen Brutto­
entgelt von bis zu 450 Euro werden nicht berücksichtigt.

5.4.3 Der Höchstförderbetrag beträgt

a) 15,0 Millionen Euro im Landkreis Mansfeld-Südharz,

b) 11,25 Millionen Euro in den Landkreisen Altmarkkreis, 
Burgenlandkreis, Anhalt-Bitterfeld, Börde, Jerichower Land, 
Harz, Salzwedel, Salzlandkreis, Stendal und Wittenberg 
sowie in den kreisfreien Städten Dessau-Roßlau und 
Halle (Saale),

c) 7,5 Millionen Euro in der kreisfreien Stadt Magdeburg 
und im Landkreis Saalekreis,

soweit in diesen Richtlinien keine abweichenden beson­
deren Regelungen getroffen sind.

5.4.4 Steht die Investition im Zusammenhang mit der Ver­
lagerung einer Betriebsstätte, sind erzielte oder erzielbare 
Erlöse aus der Veräußerung der bisherigen Betriebsstätte 
oder eventuelle Entschädigungsbeträge von den förder­
fähigen Kosten abzuziehen.

5.4.5 Bei Kooperationsnetzwerken beteiligt sich das Land 
Sachsen-Anhalt in einer Anlaufphase von höchstens 
36 Monaten an den Ausgaben mit insgesamt bis zu 
200 000 Euro je Vorhaben. Die Förderung kann mit be­
sonderer Begründung zweimalig um jeweils bis zu drei 
Jahre zu den genannten Bedingungen verlängert werden.

5.4.6 Das Land Sachsen-Anhalt beteiligt sich an den Kos­
ten für Innovationscluster in einem Zeitraum von höchstens 
zehn Jahren mit insgesamt bis zu 5 Millionen Euro je Vor­
haben. Die Förderung wird zunächst für höchstens drei 
Jahre gewährt und kann bis zum Erreichen des Gesamt­
förderzeitraumes zu den zu Beginn festgesetzten Bedin­
gungen verlängert werden. Die Förderung für Personal und 
Verwaltung einschließlich Gemeinkosten darf nicht mehr 
als 50 v. H. der förderfähigen Gesamtkosten betragen. Eine 
Förderung des Landes Sachsen-Anhalt mit bis zü 7,5 Mil­
lionen Euro ist möglich, wenn

a) der Innovationscluster eine interregionale Kooperation 
beinhaltet oder

b) der Innovationscluster auf Unternehmensseite überwie­
gend von kleinen und mittleren Unternehmen genutzt 
wird.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Zusätzlichkeit der Förderung

Fördermittel nach diesen Richtlinien sind zusätzliche 
Hilfen. Sie sind nicht dazu vorgesehen, andere öffentliche 
Finanzierungsmöglichkeiten zu ersetzen.

6.2 Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers

Die Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers 
richten sich nach Nummer 5 der Allgemeinen Neben­
bestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung.

6.3 Durchführungs- und Investitionszeitraum

Investitionszuschüsse werden grundsätzlich nur für ein 
Investitionsvorhaben gewährt, das spätestens sechs Mo­
nate nach Bestandskraft des Bewilligungsbescheides be­
gonnen und innerhalb von 36 Monaten durchgeführt wird.

6.4 Vergabe von Aufträgen durch den Zuwendungsemp­
fänger

Abweichend von Nummer 3.2 der Allgemeinen Neben­
bestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung ist 
Nummer 3.3 der Allgemeinen Nebenbestimmungen für 
Zuwendungen zur Projektförderung auch bei Aufträgen mit 
einem Auftragswert über 100 000 Euro je Los und über­
wiegende Förderung durch die Zuwendung anzuwenden.

6.5 Zweckbindungs- und Überwachungsfrist

Die Zweckbindungs- und Überwachungsfrist bezeichnet 
den Zeitraum, in dem der Förderzweck, insbesondere die 
überwiegende Ausübung der förderfähigen Tätigkeit sowie 
die Schaffung und Sicherung der der Förderung zugrunde 
gelegten Dauerarbeitsplätze, zu erfüllen ist. Die Zweck­
bindungs- und Überwachungsfrist, die nach Abschluss des 
Investitionsvorhabens beginnt, beträgt für Vorhaben der 
gewerblichen Wirtschaft einschließlich des Tourismus fünf 
Jahre und für Investitionsvorhaben von Innovationsclustern 
für Träger und gegebenenfalls Betreiber mindestens fünf­
zehn Jahre. Die durch GRW-Zuschüsse geförderten Wirt­
schaftsgüter sind über die Dauer der Zweckbindungsfrist 
im Rahmen der dem Antrag zugrundeliegenden und im 
Zuwendungsbescheid festgelegten förderfähigen Tätigkeit 
einzusetzen. Die der Förderung zugrunde gelegten Dauer­
arbeitsplätze sind über die Dauer der Überwachungsfrist 
tatsächlich zu besetzen.

6.6 Verbleibensfrist

Die Verbleibensfrist bezeichnet den Zeitraum, in dem die 
geförderten Wirtschaftsgüter in der geförderten Betriebs­
stätte bleiben müssen. Für Vorhaben der gewerblichen 
Wirtschaft einschließlich des Tourismus beträgt dieser 
Zeitraum fünf Jahre und für Investitionsvorhaben von Inno­
vationsclustern für Träger und gegebenenfalls Betreiber 
mindestens fünfzehn Jahre. Die Verbleibensfrist beginnt 
nach Abschluss des Investitionsvorhabens. Der Ersatz der 
geförderten Wirtschaftsgüter durch gleich- oder höher­
wertige Wirtschaftsgüter innerhalb dieser Frist ist zulässig. 
Das ersetzende Wirtschaftsgut ist nicht erneut förderfähig.

6.7 Haftung für Verwendung und Erstattungsansprüche

Im Zuwendungsbescheid für gewerbliche Unternehmen 
nach Nummer 3.1.1 und das Tourismusgewerbe nach 
Nummer 3.1.2 ist die Sicherung der zweckentsprechenden 
Verwendung oder eines etwaigen Erstattungsanspruchs 
zu regeln.

Grundsätzlich wird für Erstattungsansprüche durch öf­
fentlich-rechtlichen Schuldbeitritt Sicherheit geleistet. An­
dere Sicherheiten sind nach Prüfung der Bewilligungs­
behörde zulässig.
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Bei mehreren Gesellschaftern erfolgt die Sicherheitsleis­
tung im Verhältnis ihrer prozentualen Beteiligung an der 
Gesellschaft.

Von der Stellung von Sicherheiten kann bei Zuschüssen 
bis 1 000 000 Euro abgesehen werden. ,

Die Höhe der Sicherheit ist bei natürlichen Personen 
begrenzt auf die Höhe von zwei Bruttojahreseinkommen 
gemäß den Einkommenssteuerbescheiden des betreffen­
den Gesellschafters der beiden letzten Jahre vor der Be­
willigung.

Sind die Gesellschafter ihrerseits beschränkt haftende 
juristische Personen, kann die Stellung von Sicherheiten 
auch von deren Gesellschaftern verlangt werden.

7. Verfahren

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung und gegebenenfalls erforderliche Aufhebung 
des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der 
gewährten Zuwendung gelten die Verwaltungsvorschriften 
zur Landeshaushaltsordnung und das Verwaltungsverfah­
rensgesetz Sachsen-Anhalt in Verbindung mit dem Verwal­
tungsverfahrensgesetz, soweit nicht in diesen Richtlinien 
Abweichungen zugelassen worden sind.

7.1 Anträge auf Förderung

7.1.1 Die Förderanträge müssen auf amtlichem Formular 
vor Beginn der Arbeiten für das Investitionsvorhaben bei 
der Bewilligungsbehörde eingereicht werden. Mit dem Vor­
haben darf erst begonnen werden, wenn der Antrag bei der 
Investitionsbank Sachsen-Anhalt eingegangen ist (Anreiz­
effekt).

7.1.2 Antragsberechtigt ist, wer die betriebliche Investition 
vornimmt. Bei verbundenen Unternehmen im Rahmen einer 
Mitunternehmerschaft im Sinne von § 15 des Einkommen­
steuergesetzes oder einer Organschaft im Sinne von § 2 
Abs. 2 des Gewerbesteuergesetzes ist derjenige antrags­
berechtigt, der die Wirtschaftsgüter in der Betriebsstätte 
im Land Sachsen-Anhalt benutzt. Im Fall von steuerlich 
anerkannten Betriebsaufspaltungen müssen Besitz- und 
Betriebsgesellschaft einen gemeinsamen Antrag stellen. 
Das Vorliegen einer Mitunternehmerschaft, Organschaft 
oder Betriebsaufspaltung ist durch eine Bescheinigung des 
Finanzamtes nachzuweisen.

7.1.3 Bei Mietkauf oder Leasing eines Wirtschaftsgutes ist 
der Mietkäufer oder Leasingnehmer antragsberechtigt. In 
dem Mietkauf- oder Leasingvertrag sind anzugeben:

a) die Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Objek­
tes, die unkündbare Grundmietzeit, die Höhe der Miet­
oder Leasingraten sowie der vereinbarte Kauf oder die 
Mietverlängerungsoptionen des Mieters oder Leasing­
nehmers und deren Bemessungsgrundlage, die den 
Restbuchwert nicht übersteigen darf;

b) in Fällen des Immobilien-Leasings und der Immobilien­
miete Anpassungsklauseln bezüglich der Leasingraten 
aufgrund von Zinsentwicklungen oder veränderter Ver­
waltungskosten.

7.2 Antragsunterlagen

Unvollständige Förderanträge sind nach schriftlicher 
Aufforderung seitens der Bewilligungsbehörde durch die 
Antragsteller innerhalb einer von der Bewilligungsbehörde 
gesetzten Frist zu vervollständigen. Ein Überschreiten 
dieser Frist stellt einen Ablehnungsgrund dar. Eine Ent­
scheidung noch im jeweils laufenden Haushaltsjahr kann 
regelmäßig nur erwartet werden, wenn die erforderlichen 
Unterlagen vollständig am 30. September bei der Inves­
titionsbank Sachsen-Anhalt vorliegen.

7.3 Bewilligungsverfahren

7.3.1 Die Investitionsbank Sachsen-Anhalt entscheidet als 
Bewilligungsbehörde über die Gewährung eines Zuschus­
ses nach pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der zur' 
Verfügung stehenden Haushaltsmittel. Im Rahmen des 
Ermessens können die Investitionsvorhaben unter Berück­
sichtigung eines mit dem Land abgestimmten und von 
diesem vorgegebenen Verfahren ausgewählt werden. 
Dem Zuwendungsbescheid sind die Allgemeinen Neben­
bestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung 
beizufügen.

7.3.2 In besonders begründeten Einzelfällen kann das 
Ministerium Ausnahmen von den Nummern 2 bis 5 zulas­
sen, soweit der Koordinierungsrahmen nicht entgegen­
steht. Der Ausschuss für Wirtschaft und Tourismus des 
Landtages von Sachsen-Anhalt ist über eine gewährte 
Ausnahme zu informieren.

7.4 Mittelabruf

Die bewilligten Fördermittel kann der Zuwendungsemp­
fänger auf der Basis bezahlter Rechnungen unter Zu­
grundelegung des bewilligten Fördersatzes bei der Inves­
titionsbank Sachsen-Anhalt abrufen.

7.5 Verwendungsnachweisverfahren

Den Verwendungsnachweis hat der Zuwendungsemp­
fänger mit dem dafür vorgesehenen Formular nebst An­
lagen unter Berücksichtigung der im Zuwendungsbescheid 
geregelten Anforderungen innerhalb von sechs Monaten 
nach Abschluss des Investitionsvorhabens bei der Inves­
titionsbank Sachsen-Anhalt vorzulegen.

Nummer 6.1 Satz 2 der Allgemeinen Nebenbestim­
mungen für Zuwendungen zur Projektförderung ist nicht 
anzuwenden, wenn die beantragte Zuwendung weniger als 
50 000 Euro beträgt oder diese in Teilbeträgen oder Jah­
resbeträgen aufgrund vorgelegter Belege ausgezahlt wird.

7.6 Aufbewahrungspflicht

Der Zuwendungsempfänger hat sämtliche mit dem Pro­
jekt in Zusammenhang stehenden Originalbelege (zum 
Beispiel Rechnungen) sowie die entsprechenden Zah­
lungsbelege im Original mindestens zehn Jahre nach 
Ablauf des Bewilligungszeitraumes aufzubewahren. Sofern 
Beihilfen gemäß den Artikeln 13, 14, 17 und 27 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 651/2014 gewährt werden, sind aus­
führliche Aufzeichnungen mit den Informationen und ein­
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schlägigen Unterlagen, die notwendig sind, um feststellen 
zu können, dass alle Voraussetzungen der Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014 erfüllt sind, mindestens zehn Jahre ab dem 
Zeitpunkt, zu dem die letzte Beihilfe auf der Grundlage 
dieser Richtlinien gewährt wurde, aufzubewahren. Darüber- 
hinausgehende auf steuerrechtlichen oder anderen Vor­
schriften beruhende Aufbewahrungsfristen bleiben unbe­
rührt.

Der Zuwendungsempfänger kann die zur Aufbewahrung 
erforderlichen Belege schon vorVorlage des Verwendungs­
nachweises elektronisch archivieren. Die Archivierung 
muss revisionssicher erfolgen und den Anforderungen der 
§§ 239 und 257 des Handelsgesetzbuches, der §§ 146, 
147 und 200 der Abgabenordnung und den Grundsätzen 
zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von 
Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer 
Form sowie zum Datenzugriff (GoBD) an die sichere, ord­
nungsgemäße Aufbewahrung von kaufmännischen Doku­
menten entsprechen.

7.7 Prüfungsrechte

Die Bewilligungsbehörde und die zuständigen Dienststel­
len der Europäischen Kommission sind berechtigt, Bücher, 
Belege und sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern und 
zu prüfen sowie die Verwendung des Zuschusses durch 
örtliche Erhebungen zu prüfen und durch Beauftragte prü­
fen zu lassen (§ 44 Abs. 1 Satz 3 der Landeshaushalts­
ordnung des Landes Sachsen-Anhalt).

Prüfungsrechte des Landesrechnungshofs (§ 91 der Lan­
deshaushaltsordnung des Landes Sachsen-Anhalt) sowie 
die Prüfungsrechte des Bundesrechnungshofes bleiben 
unberührt.

7.8 Aufhebung des Zuwendungsbescheides, Erstattung 
der Zuwendung

7.8.1 Rückforderungsgrundsatz

Der Zuwendungsbescheid ist zu widerrufen und die be­
reits gewährten Fördermittel sind vom Zuwendungsemp­
fänger zurückzufordern, wenn dem Zuwendungsbescheid 
zugrundeliegende Fördervoraussetzungen nach dem Koor­
dinierungsrahmen und diesen Richtlinien nach Abschluss 
des Investitionsvorhabens oder der betrieblichen Maßnah­
me nicht erfüllt sind. Weitere Rückforderungsgründe nach 
den VV Nr. 8 zu § 44 LHO und Nummer 8 der Allgemeinen 
Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförde­
rung bleiben unberührt.

7.8.2 Verantwortlichkeit

Ein Absehen vom Widerruf und der Rückforderung kommt 
nur in Betracht, wenn der Zuwendungsempfänger glaubhaft 
macht, dass die Nichterreichung der Fördervoraussetzun­
gen auf bestimmten Umständen beruht, die er nicht zu ver­
treten hat und die er im Zeitpunkt der Antragstellung auch 
bei Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufman­
nes nicht vorhersehen konnte.

Eine Verlängerung des Durchführungszeitraumes der 
Investition hat der Zuwendungsempfänger insbesondere 
nicht zu vertreten, wenn

a) Liefer- oder Leistungsverzögerungen ausschließlich 
durch Dritte verursacht wurden,

b) staatliche Genehmigungsverfahren sich trotz gewissen­
hafter Mitwirkung des Investors unvorhersehbar verzö­
gert haben,'

c) extrem schlechte Baugründe, extreme Witterungsein­
flüsse, Widersprüche Dritter oder behördliche Auflagen 
die Durchführung verzögert haben.

7.8.3 Voraussetzungen

Von einem Widerruf des Bewilligungsbescheides und
einer Rückforderung der bereits gewährten Fördermittel
kann

a) anteilig abgesehen werden, wenn die Arbeitsplatzziele 
nach Nummer 4.2.2 Buchst, b oder Nummer 4.7 inner­
halb des fünfjährigen Überwachungszeitraumes nach 
Abschluss des Investitionsvorhabens insgesamt höchs­
tens 30 Monate nicht erfüllt wurden,

b) abgesehen werden, wenn die in Aussicht gestellten 
Arbeitsplatzziele nach Nummer 4,2.2 Buchst, b oder 
Nummer 4.7 innerhalb des fünfjährigen Überwachungs­
zeitraumes nach Abschluss des Investitionsvorhabens 
aufgrund von marktstrukturellen Veränderungen höchs­
tens 36 Monate nicht erfüllt wurden; wird von einem 
Widerruf abgesehen, verlängert sich der fünfjährige 
Überwachungszeitraum um den kumulierten Zeitraum 
der fehlenden Zurverfügungstellung auf höchstens acht 
Jahre,

c) anteilig oder vollständig abgesehen werden, wenn auf­
grund von grundlegenden marktstrukturellen Verände­
rungen so viele Dauerarbeitsplätze in der Betriebsstätte 
weggefallen sind, dass die mindestens erforderlichen 
Arbeitsplatzziele nach Nummer 4.2.2 Buchst, b oder 
Nummer 4.7 nicht erreicht werden,

d) abgesehen werden, wenn die in Aussicht gestellten 
Arbeitsplätze nur deshalb nicht besetzt wurden, weil der 
Arbeitsmarkt erschöpft war,

e) abgesehen werden, wenn der nach Nummer 4.2.2 
Buchst, a erforderliche Investitionsbetrag geringfügig 
unterschritten wurde, weil sich der dem Bewilligungs­
bescheid zugrundeliegende Durchführungszeitraum der 
Investition verlängert hat oder sich die vorgesehenen 
Wirtschaftsgüter nach Antragstellung verbilligt haben; 
ein geringfügiges Unterschreiten des Investitionsbei­
trages liegt nicht vor, wenn der nach Nummer 4.2.2 
Buchst, a erforderliche Investitionsbetrag um mehr als 
10 v. H. unterschritten wird;

f) für den bereits durchgeführten Teil der Investition auch 
innerhalb des dem Bewilligungsbescheid zugrunde lie­
genden Durchführungszeitraumes abgesehen werden, 
wenn der nach Nummer 4.2.2 Buchst, a erforderliche 
Investitionsbetrag aufgrund notwendiger Anpassungen 
des Investitionsvorhabens infolge marktstruktureller Ver­
änderungen unterschritten wird;

g) abgesehen werden, wenn aufgrund von nicht wirtschaft­
lich versicherbaren Elementarschäden die Arbeitsplatz­
ziele nach Nummer 4.2.2 Buchst, b oder Nummer 4.7 
innerhalb des fünfjährigen Überwachungszeitraumes 
nach Abschluss des Investitionsvorhabens höchstens 
36 Monate oder die Verbleibensfrist nach Nummer 6.6 
nicht erfüllt wurden.
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Absatz 1 ist grundsätzlich nicht anzuwenden im Falle der 
Insolvenz des Zuwendungsempfängers ohne Fortführung 
des Geschäftsbetriebes (Zerschlagung) oder im Falle der 
Stilllegung der Betriebsstätte.

Absatz 1 wird entsprechend auf geförderte Investitionsvor­
haben, die nach früheren Richtlinien gefördert wurden, 
angewendet.

7.8.4 Regelungen für kleine und mittlere Unternehmen

Abweichend von den in Nummer 6.6 festgelegten fünf­
jährigen Verbleibensfristen kann von einem Widerruf des 
Zuwendungsbescheides oder einer Rückforderung der ab 
2007 gewährten Fördermittel bei kleinen und mittleren 
Unternehmen in besonders begründeten Fällen abgesehen 
werden, wenn die Verbleibensfristen mindesten drei Jahre 
nach Investitionsabschluss erfüllt wurden.

7.9 Strafrechtliche Vorschriften

Die Zuwendungen sind Subventionen im Sinne des § 264 
des Strafgesetzbuches und unterliegen daher bei Vorliegen 
eines Subventionsbetruges der strafrechtlichen Verfolgung. 
Die Zuwendungsempfänger sind bei der Antragstellung und 
bei der Erteilung des Zuwendungsbescheides auf die sub­
ventionserheblichen Tatsachen sowie auf die Strafbarkeit 
des Subventionsbetruges nach § 264 des Strafgesetz­
buches hinzuweisen. Im Zuwendungsbescheid ist darüber 
hinaus auf die Offenbarungspflicht nach § 1 des Subven­
tionsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt vom 9. Oktober 
1992 (GVBI. ISA S. 724) in der jeweils geltenden Fas­
sung in Verbindung mit § 3 des Subventionsgesetzes vom
29. Juli 1976 (BGBl. I S. 2034,2037) in der jeweils geltenden 
Fassung hinzuweisen.

8. Übergangsvorschrift

Anträge, die vor dem Inkrafttreten dieser Richtlinien ein­
gereicht wurden, werden nach den bisherigen Regelungen 
entschieden, soweit für den Antragsteller durch die neuen 
Regelungen eine Verschlechterung eintritt und die Ände­
rungen der Landesregelungen nicht durch übergeordnetes 
Recht erfolgte. Voraussetzung hierfür ist, dass innerhalb 
von drei Monaten nach dem Inkrafttreten dieser Richtlinien 
alle Bewilligungsvoraussetzungen vorliegen, ln allen übri­
gen Fällen sind diese Richtlinien anzuwenden auf alle An­
träge, die bereits vor dem Inkrafttreten gestellt, aber noch 
nicht beschieden worden sind und die während der Lauf­
zeit der Richtlinien gestellt und beschieden werden.

9. Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem Erl. 
gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form.

10. Inkrafttreten

Dieser Erl. tritt am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft.

An
die Investitionsbank Sachsen-Anhalt

Anlage
(zu Nummer 3.1.1 Abs. 1 und 2, Nummer 3.2.1 Buchst, i)

Positivliste

Der Anreizeffekt ist in der Regel gegeben, wenn in der 
Betriebsstätte überwiegend (Umsatzanteil mehr als 50 v. H.) 
eine oder mehrere der in der folgenden Liste aufgeführten 
Güter (Nrn. 1 bis 34) hergestellt oder Dienstleistungen 
(Nrn. 35 bis 49) erbracht werden:

1. chemische Produkte (einschließlich Produkte der Koh­
lenwerkstoffindustrie),

2. pharmazeutische Erzeugnisse,

3. Kunststoffe und Kunststofferzeugnisse,

4. Gummi und Gummierzeugnisse,

5. Grob- und Feinkeramik,

6. Kalk, Gips, Zement und deren Erzeugnisse,

7. Steine, Steinerzeugnisse und Bauelemente,

8. Glas, Glaswaren und Erzeugnisse der Glasveredelung,

9. Schilder und Lichtreklame,

10. Eisen, Stahl und deren Erzeugnisse, soweit nicht 
nach Nummer 7.1 der Richtlinien ausgeschlossen,

11. Nichteisen-Metalle,

12. Eisen-, Stahl- und Temperguss, soweit nicht nach 
Nummer 7.1 der Richtlinien ausgeschlossen,

13. Nichteisen-Metallguss und Galvanotechnik,

14. Maschinen und technische Geräte,

15. Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräte und -ein- 
richtungen,

,16. Fahrzeuge aller Art und Zubehör,

17. Schiffe, Boote und technische Schiffsausrüstung,

18. Erzeugnisse der Elektrotechnik, Elektronik, Rundfunk-, 
Fernseh- und Nachrichtentechnik,

19. feinmechanische, orthopädiemechanische und op­
tische Erzeugnisse, Chirurgiegeräte,

20. Uhren,

21. Eisen-, Blech- und Metallwaren,

22. Möbel, Musikinstrumente, Sportgeräte, Spiel- und 
Schmuckwaren,

23. Holzerzeugnisse,

24. Formen, Modelle und Werkzeuge,

25. Zellstoff, Holzschliff, Papier und Pappe und die ent­
sprechenden Erzeugnisse,

26. Druckerzeugnisse,

27. Leder und Ledererzeugnisse,

28. Schuhe,

29. Textilien,

30. Bekleidung,

31. Polstereierzeugnisse,

32. Nahrungs- und Genussmittel, soweit sie für den über­
regionalen Versand bestimmt oder geeignet sind,

33. Futtermittel,
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34. Recycling,

35. Herstellung von Bausätzen für Fertigbauteile aus Beton 
im Hochbau sowie Herstellung von Bausätzen für Fer­
tigbauteile aus Holz,

36. Versandhandel,

37. Import- und Exportgroßhandel,

38. Datenbe- und -Verarbeitung (einschließlich Datenban­
ken und Herstellung von Datenverarbeitungsprogram­
men),

39. Hauptverwaltungen von Industriebetrieben und von 
überregional tätigen Dienstleistungsunternehmen,

40. Veranstaltung von Kongressen,

41. Verlage,

42. Forschungs- und Entwicklungsleistungen für die Wirt­
schaft,

43. technische Unternehmensberatung,

44. Markt- und Meinungsforschung,

45. Laborleistungen für die gewerbliche Wirtschaft,

46. Werbeleistungen für die gewerbliche Wirtschaft,

47. Einrichtungen für Ausstellungen und Messen als Un­
ternehmen,

48. logistische Dienstleistungen,

49. Tourismusbetriebsstätten, die mindestens 30 v. H. des 
Umsatzes mit eigenen Beherbergungsgästen errei­
chen,

50. Film-, Fernseh-, Video- und Audioproduktion,

51. Informations- und Kommunikationsdienstleistungen

Betriebsstätten des Handwerks, in denen überwiegend die
in den Nummern 1 bis 51 aufgeführten Güter hergestellt
oder Dienstleistungen erbracht werden, sind grundsätzlich
förderfähig.

H. Ministerium für Wissenschaft, Energie, 
Klimaschutz und Umwelt

7536
Vollzug des Abwasserabgabengesetzes; 

Analysenverfahren bei der Abwasseranalyse 
im Rahmen von Wlessprogrammen nach 

§ 4 Abs. 5 des Abwasserabgabengesetzes; 
Änderung

Erl. des MWU vom 11. August 2022 - 
23.22-62553/10-16

Bezug:
Erl. des MLU vom 5. März 2014 (MBI. LSA S. 125)

1. Der Bezugs-Erl. wird wie folgt geändert:

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „im“ durch die 
Wörter „in diesem“ ersetzt.

bb) In Absatz 3 Satz 3 werden die Wörter „Anlage zu 
§ 4“ durch die Wörter „Anlage 1 zu § 4 Abs. 1 
Sätze 1 und 2“ ersetzt und werden nach den Wör­
tern „§ 4 Abs. 2 der Abwasserverordnung“ die 
Wörter „in der wasserrechtlichen Zulassung fest­
geschriebenen“ eingefügt.

cc) Absatz 4 wird aufgehoben.

dd) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4 und das Wort 
„Eigenüberwachungsverordnung“ wird durch das 
Wort „Selbstüberwachungsverordnung“ ersetzt. .

b) Nach Nummer 1 wird folgende neue Nummer 2 einge­
fügt:

„2. Information der Wasserbehörden

Die vom Einleiter an das Landesverwaltungsamt über­
sandten Ergebnisse des behördlich zugelassenen Mess­
programms stellt das Landesverwältungsamt der für die 
Abwassereinleitung zuständigen Wasserbehörde zur 
Verfügung.“

c) Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3.

2. Dieser Erl. tritt am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft.

An
das Landesverwaltungsamt 

nachrichtlich an
die Landkreise und kreisfreien Städte

I. Ministerium für Infrastruktur 
und Digitales

9118
Straßenplanung und Straßenentwurf; 

Richtlinien für die Entwässerung von Straßen 
(REwS 21)

RdErl. des MID vom 4. Juli 2022 - 32-31106

Bezug:
a) Allgemeines Rundschreiben Straßenbau Nr. 06/2022 des BMDV vom 

4. März 2022 (VkBi. S. 237)
b) RdErl. des MLV vom 26. September 2007 (MBI. LSA S. 953)
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